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N i e d e r s c h r i f t 

===================== 

   

über die öffentliche Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadt Voerde 

(Ndrrh.) am 10.06.2015 im Großen Sitzungssaal des Rathauses 

 

 

Beginn:  17.30 Uhr   Ende: 19.29 Uhr 

 

Anwesend waren unter dem Vorsitz des Vorsitzenden Herrn Seelig die 

Ratsfrauen und die Ratsherren sowie die sachkundigen Bürger/innen 

 

 

 Frau Marzin, Frau Kleinschmidt, Herr Siebert,  (SPD) 

 Frau Kolbe   

  

 Herr Goeke, Herr Knautz (CDU)  

 

 Frau Rohr (B90/Grüne) 

 

 Frau Garden-Schubert (WGV) 

 

 Herr Koukal, Frau Tiemann, Herr Frütel, (gem. § 4 Abs. 2 

 Herr Gehling, Herr Römer, Frau Seidenstücker der Satzung für

   das Jugendamt)

  

 

 mit beratender Stimme: 

 Herr Rutenbeck, Frau Dera, Frau Elis,  (gem. § 4 Abs. 3 

 Herr Seyock, Herr Menzel  und 4 der Sat- 

            zung für das 

   Jugendamt) 

     

 Frau Kaspar (Beigeordnete) 

 

 Herr Mertens (Amtsleiter für 

Schulen, Sozia-

les und Jugend) 
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 entschuldigt fehlten: 

 

 Frau Posten (WGV) 

  

 Herr Weßler (gem. § 4 Abs. 2 

   der Satzung für            

   das Jugendamt) 

 

 Herr Melchers, Frau Kunkel, Herr (gem. § 4 Abs. 3 

 Vossenkämper, Herr Happe, Herr und 4 der Sat- 

 Mömken, Herr Meinert, Herr van  zung für das 

  Meerbeck, Herr Möller, Frau Mund, Jugendamt) 

 Herr Tolkamp, Frau Atici, Frau Rüzgar  

    

           

 

 

anwesende Zuhörer: 5  Bürger/innen 

              2  Vertreter der Presse 

 

Zuhörer des Rates:   Herr Garden ab 19.20 Uhr 

 

 

Schriftführer:  Herr Kropp-Hoffmann  

 

 

von der Verwaltung waren anwesend:    Herr Hesse Amt 50.2 

     Frau Scherüble Amt 50.2 

   Herr Brandt Amt 50.2 
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Der Ausschussvorsitzende, Herr Seelig, eröffnete die Sitzung und begrüßte 

alle Anwesenden und die Presse. 

 
 

I.  Zur Geschäftsordnung 

  

a)  Prüfung der Einladung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Der Ausschussvorsitzende stellte die Ordnungsmäßigkeit der Einladung 

sowie die Beschlussfähigkeit des Jugendhilfeausschusses (JHA) gem. § 8 

Abs. 1 in Verbindung mit § 26 und § 27 Abs. 2 der Geschäftsordnung 

für den Rat und die Ausschüsse fest. 

 

b)  Feststellung der Tagesordnung 

Die Tagesordnung wurde gem. § 3 in Verbindung mit § 26 und § 27 

Abs. 1 der Geschäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse durch den 

Ausschussvorsitzenden festgestellt. 

 

c)  Feststellung von Ausschließungsgründen gem. §§ 31 und 43 GO NRW 

 Der Ausschussvorsitzende stellte fest, dass gem. § 31 und 43 GO NRW 

bei ihm zu TOP 3 Ausschließungsgründe gegeben sind. 

Im Anschluss erläuterte Frau Kaspar vor dem Hintergrund der in der 

Sitzung des JHA am 16.04.2015 aufgetretenen Unklarheiten bezüglich 

der Befangenheit von Jugendhilfeausschussmitgliedern, dass eine ver-

waltungsinterne Überprüfung ergeben habe, dass eine Befangenheit bei 

Abstimmungen nur gegeben sein kann, wenn ein Antrag oder Sachver-

halt eines Trägers oder Vereins zur Abstimmung vorliegt, in dessen 

Vorstand bzw. anderen Gremien das Ausschussmitglied in leitender 

Funktion tätig ist.  

Insofern wird zukünftig im Rahmen der Geschäftsordnung abzufragen 

sein, ob sich ein Ausschussmitglied befangen fühlt. Jedoch ist eine 

Feststellung der Befangenheit durch den Ausschuss nicht möglich, son-

dern es bedarf einer Befangenheitserklärung durch das jeweilige Mit-

glied. Lediglich im Falle von Unsicherheiten kann der JHA entscheiden. 

Sollte ein befangenes Mitglied trotzdem abstimmen, diese Stimmabga-

be aber keine Auswirkung auf das Endergebnis haben, ist die Abstim-

mung nicht rechtswidrig. Diese Regelung gilt jedoch nur für Beschlüsse, 

die der JHA abschließend fasst. Handelt es sich um Beschlussvorschlä-

ge, die einer weiteren Beschlussfassung im Stadtrat bedürfen, hat eine 
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mögliche Fehlabstimmung aufgrund von Befangenheit keinen Einfluss 

auf die Richtigkeit des Beschlusses. Im Hinblick auf die kontroverse 

Diskussion in der letzten JHA-Sitzung im Zusammenhang mit den 

Haushaltsberatungen stelle sich der Sachverhalt so dar, dass es sich bei 

der Beschlussfassung im Rahmen der Haushaltsberatungen lediglich um 

eine Empfehlung für den Stadtrat gehandelt habe, da diesem grund-

sätzlich das Budgetrecht obliege. Insofern hatte das Abstimmungser-

gebnis keinen relevanten Einfluss und war somit nicht zu beanstanden. 

Unabhängig davon verfolgt die Verwaltung die Rechtsauffassung, dass 

sich die Vertreterin des Caritasverbandes im Rahmen der Abstimmung 

zur lfd. Maßnahme des Maßnahmenkataloges des Haushaltssicherungs-

konzeptes 2015 – Nr. 105/110 –in der letzten JHA-Sitzung hätte als 

befangen erklären müssen.  

Für den Vertreter des BdkJ, Herrn Gehling, habe lediglich zur lfd. Nr. 

108/109 Befangenheit bestanden. Insofern habe sich Herr Gehling bei 

der Abstimmung der HSK-Maßnahmen korrekt verhalten. 

d) Verpflichtung von sachkundigen Bürgern/Bürgerinnen 

 - keine - 

 

 

 

II. Öffentliche Sitzung 

 

1. Einwohnerfragestunde 

Auf entsprechende Anfrage des Ausschussvorsitzenden beabsichtigte 

die Zuschauerin und Antragstellerin zu den TOP 5 und 6, Frau Him-

melberg, eine Erklärung abzugeben. Insbesondere erläuterte sie 

nochmals ihren der Verwaltung vorab schriftlich vorgetragenen 

Wunsch, die Entscheidung zu TOP 6 auf die nächste Sitzung zu ver-

schieben. Der Ausschussvorsitzende, Herr Seelig, wies Frau Himmel-

berg darauf hin, dass im Rahmen der Einwohnerfragestunde lediglich 

Fragen gestellt werden könnten. Frau Kaspar ergänzte, dass Bür-

gern/Innen im Gegensatz zu Ausschussmitgliedern kein Antragsrecht 

mit aufschiebender Wirkung für Ausschussdrucksachen bzw. - ent-

scheidungen zustehen würde.  
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2. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 16.04.2015 

Die Niederschrift wurde in der vorgelegten Form zur Kenntnis ge-

nommen.  

 

3. Politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen in der Stadt Vo-

erde 

hier: Umsetzung eines praxisorientierten Konzeptes durch einen an-

erkannten freien Träger der Jugendhilfe gemäß Auftrag des Jugendhil-

feausschusses vom 26.11.2014 

1. Ergänzung zur Drucksache Nr. 127 

Herr Mertens erläuterte die Drucksache. Frau Rohr wies anschließend 

darauf hin, dass im Hinblick auf eine gelingende Partizipation der Ein-

beziehung von Jugendlichen eine besondere Bedeutung beizumessen 

ist. Insofern bewertete sie das vorgelegte Konzept als positiv und ap-

pellierte an den JHA, zukünftig politisch interessierte Jugendliche mit 

Wohlwollen aufzunehmen. 

Herr Seelig sicherte dieses zu und berichtete, dass der Verein „Pro Ju-

gend“ e. V. trotz der Reduzierung der für dieses Projekt zur Verfügung 

stehenden Haushaltsmitteln von 10.000 € auf 5.000 € seine Bereit-

schaft erklärt habe, das Projekt durchzuführen.  

 

Vor dem Hintergrund der durch Herrn Seelig erklärten Befangenheit zu 

diesem TOP übernahm Herr Knautz als 2. Stellv. Vorsitzender die Sit-

zungsleitung und führte die Abstimmung durch. 

Anschließend fasste der Jugendhilfeausschuss einstimmig den folgen-

den 

   Beschluss: 

a) Der Jugendhilfeausschuss beschließt die Umsetzung des 

praxisorientierten Projektes „Voerde sucht den Kümmerer“ 

durch den Verein „Pro Jugend“ e. V. auf der Grundlage des als 

Anlage zur 1. Ergänzung zur Drucksache Nr. 127 beigefügten 

Konzeptes mit der Laufzeit von zwei Jahren.   

Die erforderlichen Mittel in Höhe von 5.000 € jährlich sind im 

Produktbereich „Kinder-, Jugend und Familienhilfe“ (1.100.36) 

– Produkt „Förderung Kinder-/Jugendarbeit freier Träger“ 

(1.100.36.20.20.) bereit zu stellen. 

 

b) Die Verwaltung wird ermächtigt, mit dem Träger eine ent-

sprechende vertragliche Vereinbarung zu schließen. Über den  
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Verlauf des Projektes ist jährlich im Jugendhilfeausschuss zu 

berichten. 

    

 4.  Jugendhilfeplanung gemäß §§ 79, 80 Achtes Sozialgesetzbuch (SGB  

  VIII) 

hier: Fortschreibung des Kinder- und Jugendförderplanes der Stadt 

Voerde für die Legislaturperiode 2014 bis 2020 

 Drucksache Nr. 235 

Zunächst bat Frau Kaspar die Ausschussmitglieder, die erste Seite der 

Drucksache Nr. 235 gegen die als Tischvorlage verteilte, korrigierte 

Seite auszutauschen. Hintergrund der Korrektur sei eine zu korrigie-

rende Kennzeichnung hinsichtlich der Beschlussabfolge. In der ur-

sprünglichen Fassung sei lediglich eine Beschlussfassung des JHA 

ausgewiesen worden. Es sei jedoch eine weitergehende Beschlussfas-

sung im Haupt- und Finanzausschuss und Stadtrat erforderlich. 

Anschließend führte Frau Kaspar in die Thematik ein und bedankte 

sich bei allen an der Fortschreibung des Kinder- und Jugendförder-

planes Beteiligten.  

Herr Rutenbeck sprach aus Sicht der freien Träger seinen Dank an die 

Verwaltung für die geleistete Vorarbeit aus und erklärte, der Kinder- 

und Jugendförderplan sei eine umfassende und gute Handlungsvor-

gabe für die zukünftige Ausrichtung ihrer sozialen Arbeit. 

Frau Rohr wies auf die in Seite 58 des Planes dargestellten Kooperati-

onsveranstaltungen zwischen Stadt und freien Träger/Innen hin und 

bat diesbezüglich um weitere Informationen für den JHA. Herr Seelig 

sicherte dieses zu.  

Frau Marzin sprach allen Beteiligten ebenfalls ihren Dank für die ge-

leistete Arbeit aus. Sie erkundigte sich darüber hinaus, ob die Stadt 

eigene Kinder- und Jugenderholungsmaßnahmen durchführen würde. 

Herr Mertens erklärte, die Durchführung obliege ausschließlich Verei-

nen, Verbänden und freien Trägern, würde jedoch von der Stadt fi-

nanziell gefördert.  

Frau Seidenstücker bat um eine Erläuterung hinsichtlich des im Kin-

der- und Jugendförderplan aufgeführten Erfordernisses bezüglich der 

Erbringung von erweiterten Führungszeugnisses für in der Jugendar-

beit ehrenamtlich Tätigen. Herr Hesse berichtete, dass sich dieses Er-

fordernis nur auf den Kreis der Ehrenamtlichen beziehen würde, der 

in unmittelbaren Kontakt zu Kindern und Jugendlichen tätig sei.  
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Herr Gehling erklärte, er habe zum Kinder- und Jugendförderplan 

noch redaktionelle Änderungswüsche. Diese würde er schriftlich an 

die Verwaltung weitergeben.  

Frau Marzin erkundigte sich, ob der JHA zukünftig über die Umset-

zung der Handlungsempfehlungen des Planes informiert werden wür-

de. Herr Mertens sicherte dieses zu.  

Anschließend empfahl der Jugendhilfeausschuss einstimmig dem 

Stadtrat die Annahme des folgenden 

  Beschlussvorschlages: 

Der Kinder- und Jugendförderplan für die Stadt Voerde wird in 

der als Anlage zur Drucksache Nr. 235 beigefügten Fassung 

für die Legislaturperiode 2014 bis 2020 des Stadtrates be-

schlossen. 

 

  

  5. Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW 

        Schreiben der Frau Monika Himmelberg vom 23.09.2014 betr. Zu- 

        sammenarbeit der Familienzentren mit Kindertagespflegepersonen    

  2. Ergänzung zur Drucksache Nr. 94 

Herr Hesse erläuterte die Drucksache. Im Anschluss wies Herr Mertens 

darauf hin, dass die in der Drucksache behandelten Fragestellungen 

in Übereinstimmung mit den Leitungen aller Kindertageseinrichtungen 

in Voerde beantwortet seien. Seitens der Kita-Leitungen bestünde 

kein weiterer Handlungsbedarf. 

Anschließend fasste der Jugendhilfeausschuss bei 2 Stimmenthaltun-

gen den folgenden 

  Beschluss: 

Der Jugendhilfeausschuss beschließt, den als Anlage zur 2. Er-

gänzung zur Drucksache Nr. 94 beigefügten Antrag der Frau 

Monika Himmelberg aus den in der Drucksache dargestellten 

Gründen nicht zu entsprechenden. 

 

 

  6. Anregungen und Beschwerden gem. § 24 GO NRW 

Schreiben der Frau Monika Himmelberg und weiterer Kindertagespfle-

gepersonen betr. Kindertagespflege in der Stadt Voerde 

Frau Kaspar führte in die Thematik ein und erklärte zu den Punkten 

1-3 der Drucksache, dass angesichts der Haushaltssituation eine Er-

höhung der Stundenvergütungen, wie im vorgenannten Schreiben ge-

fordert, problematisch zu betrachten sei. Letztendlich würden 

dadurch Mehraufwendungen verursacht, die den Haushaltskonsolidie-
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rungsbemühungen zuwiderlaufen würden. Nichts desto trotz sei in 

diesem wichtigen familienpolitischen Bereich auch im Hinblick auf die 

Vergütungssätze anderer Kommunen Handlungsbedarf zu erkennen. 

Im Anschluss berichtete Herr Mertens, dass sich die Stadt Voerde im 

Bereich der Kinderbetreuung im Schwerpunkt auf die Einrichtung von 

Betreuungsplätzen in Kindertageseinrichtungen fokussiert habe. Diese 

strategische Ausrichtung würde durch entsprechende Bedarfsabfragen 

bei Eltern regelmäßig verifiziert und bestätigt werden. Im Bereich der 

Randzeitenbetreuung käme der Kindertagespflege jedoch eine beson-

dere Bedeutung zu.  

Frau Seidenstücker erkundigte sich, ob sich eine Erhöhung der Stun-

denvergütung auch auf die Nachtpauschale auswirken würde. Dieses 

wurde durch Herrn Hesse bestätigt.  

Frau Marzin wies darauf hin, dass der Förderung von Familien bzw. 

Vätern und Müttern eine besondere Bedeutung zukommen müsse. In-

sofern bat sie um eine wohlwollende Prüfung der noch zu klärenden 

Sachverhalte. Frau Garden-Schubert schloss sich der Auffassung von 

Frau Marzin an und äußerte den Wunsch, dass die Stundenvergütung 

mindestens auf das Niveau der Vergütung des Kreises Wesel angeho-

ben wird.  

Frau Rohr fragte an, in welchem Umfang erschwerte Bedingungen bei 

der Vergütung der Tagespflege berücksichtigt werden können. Herr 

Hesse berichtete anhand eines Beispiels hinsichtlich der Betreuung ei-

nes behinderten Kindes in der Tagespflege, dass besondere Anforde-

rungen an die Tagespflege bzw. Betreuungsleistungen im Rahmen ei-

ner Einzelfallprüfung besonders gewürdigt und vergütet werden kön-

nen.  

Herr Römer erklärte, dem evtl. Wunsch der Antragstellerinnen auf 

Vertagung des Beschlusses entsprechen zu wollen. Frau Kaspar emp-

fahl dazu eine entsprechende Antragstellung und wies zugleich da-

rauf hin, dass die Verwaltung ausreichend Zeit benötigen würde, um 

einen entsprechenden Vorschlag für die Haushaltsberatungen für das 

Jahr 2016 zu erstellen. Eine Vertagung des Beschlusses könnte zur 

Folge haben, dass ein entsprechender Vorschlag nicht fristgerecht er-

stellt werden könne. Insofern empfahl sie dem JHA, über die Drucksa-

che abzustimmen. Dem Wunsch des Herrn Römer entsprechend un-

terbrach Herr Seelig die Sitzung in der Zeit von 18.24 Uhr – 18.26 

Uhr, um den anwesenden Vertreterinnen der Bürgerantragstel-

ler/Innen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Frau Himmelberg 

erklärte ihr Einverständnis hinsichtlich der im Beschlussvorschlag un-

ter Punkt a) aufgeführten Neuregelungen. 
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Daraufhin erklärte Herr Römer, keinen Antrag zur Vertagung stellen 

zu wollen. 

Anschließend fasste der Jugendhilfeausschuss einstimmig den folgen-

den 

  Beschluss: 

 a) Der Jugendhilfeausschuss beauftragt die Verwaltung, zu den 

unter Ziff. 1 – 3 auf der Seite 2 der Drucksache genannten An-

regungen der Frau Monika Himmelberg und weiterer Kinderta-

gespflegepersonen unter Beachtung der haushaltsrechtlichen 

Vorgaben eine Neuregelung zur Stundenvergütung, zur Ver-

gütung von sogenannten Randzeiten und zur Dynamisierung 

des Stundensatzes zu erarbeiten. 

b)Den Anregungen unter Ziff. 4 – 14 wird aus den in der 

Drucksache umfassend dargestellten Gründen nicht zuge-

stimmt. 

 

 

  7. Jugendhilfeplanung im Bereich der „Kindertagesbetreuung“ in der 

Stadt Voerde 

  hier: Änderung zur Kita-Bedarfsplanung 2015/15 

  1. Ergänzung zur Drucksache Nr. 127   

Frau Scherüble erläuterte die Drucksache anhand einer Power-Point-

Präsentation. Herr Mertens bewertete im Anschluss die Planung als 

gelungene Zusammenarbeit zwischen Verwaltung und allen Kinderta-

geseinrichtungen in Voerde im Sinne einer bedarfsgerechten Versor-

gung.  

Herr Knautz erkundigte sich, welche Betreuungszeiten die Kinderta-

geseinrichtungen anbieten könnten und ob diese mit den Eltern abge-

stimmt seien. Auf Wunsch von Herrn Mertens erläuterte Frau Rohr in 

ihrer beruflichen Funktion als Leiterin eines Familienzentrums diesen 

Sachverhalt und wies darauf hin, dass den Eltern auf Wunsch ein be-

darfsgerechter Betreuungsrahmen zur Verfügung stehen würde. 

Anschließend nahm der Jugendhilfeausschuss die 1. Ergänzung zur 

Drucksache Nr. 157 zur Kenntnis. 

 

 

  8. Verfahrensabläufe im Bereich Hilfen zur Erziehung 

  - mündlicher Bericht - 

Herr Kropp-Hoffmann erläuterte anhand eines Power-Point-

Vortrages, der als Anlage zur Niederschrift beigefügt wird, die Ver-

fahrensabläufe im Jugendamt im Bereich der Hilfen zur Erziehung. 
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  9. Kenntnisnahme des Ergebnisprotokolls der AG gem. § 78 KJHG „Offe-

ne Jugendarbeit“ vom 10.03.2015 

  Der Jugendhilfeausschuss nahm das Ergebnisprotokoll zur Kenntnis.

  

 

 10. Mitteilungen der Verwaltung 

Herr Mertens informierte den Ausschuss darüber, dass der Verwaltung 

ein Bürgerantrag gem. § 24 GO NRW hinsichtlich der Reinigung und 

Modernisierung der städtischen Spielfläche „Elisabethstra-

ße/Weihershof“ vorliegen würde. Dieser würde zunächst im Haupt- 

und Finanzausschuss beraten werden. Es sei darüber hinaus beab-

sichtigt, das Anliegen dem Arbeitskreis „Spielflächen und Kinderferi-

entage“ vorzustellen.  

Frau Kaspar ergänzte, dass das nächste Treffen für den 15.07.2015 

um  17 Uhr geplant sei. Eine gesonderte Einladung würde in Kürze er-

folgen. 

 

 

 11. Anfragen gem. § 17 Abs. 2 und § 26 der Geschäftsordnung 

  - keine -  

 

 

 

Vorsitzender:  Schriftführer: 

  

 

 

gez.    gez. 

Seelig    Kropp-Hoffmann 

 

 

 

gesehen: 

 

 

 

gez. 

Haarmann 


